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Die einzelnen Fragen beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 

1. Wie groß ist heute das Volksvermögen, bewertet 
zu Marktpreisen? 

Wie hat es sich seit der Währungsreform ent- 
wickelt? 

Welche Entwicklung ist auf mittlere Sicht (Ver- 
mögensbildungsquote am Nettosozialprodukt) an- 
gestrebt oder projiziert? 

a) über den Wert des gesamten Volksvermögens 
liegen keine Berechnungen aus der amtlichen 
Statistik vor. Die Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnungen konnten vom Statistischen Bundes- 
amt bisher noch nicht um amtliche Vermögens- 
rechnungen ergänzt werden, weil erhebliche Tei- 
le des Volksvermögens in den gewünsditen Kon- 
zepten, Definitionen, Gliederungen, Bewertun- 
gen usw. statistisch nur schwer erfaßbar sind. 
Auch müssen noch allgemein akzeptierte Normen 
für derartige Berechnungen aufgestellt werden. 

Aus den Unterlagen der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung lassen sich aber ungefähre 
Größenvorstellungen über große Teile des 
Volksvermögens, und zwar über das reprodu- 
zierbare Anlagevermögen der Unternehmen, des 
Staates und der Privaten Organisationen ohne 
Erwerbscharakter einschließlich des Wertes aller 
Wohnbauten und der Vorräte der Unternehmen 
(ohne Land- und Forstwirtschaft) gewinnen. Da- 
nach betrug das reproduzierbare Nettoanlage- 
vermögen der genannten Sektoren — nach einer 
Schätzung des Statistischen Bundesamtes — An- 
fang 1969 zu Wiederbeschaffungspreisen rund 
DA Billionen DM. In diesem Wert sind nicht ent- 
halten diejenigen reproduzierbaren Güter des 


Anlagevermögens des Staates, die nicht abge- 
schrieben werden wie Straßen, Brücken, Wasser- 
wege usw., sowie dauerhafte militärische Güter, 
die im allgemeinen nicht zum Anlagevermögen 
gerechnet werden. Die Lagerbestände der Unter- 
nehmen (ohne Land- und Forstwirtschaft) wurden 
für Anfang 1969 auf einen Wert von rund 
120 Milliarden DM geschätzt. Bei den fehlenden 
Vorräten in der Land- und Forstwirtschaft han- 
delt es sich um Viehbestände, Holzvorräte usw. 
Die Vorräte des Staates (u. a. militärische Güter) 
und der Privaten Organisationen ohne Erwerbs- 
charakter sind gleichfalls nicht erfaßt. 

Wegen der vorhandenen Bewertungschwierig- 
keiten fehlen z. Z. Größenvorstellungen über den 
Wert des Grundvermögens und der Bodenschätze 
sowie der Kunstgegenstände. Des weiteren ist 
das Hausratsvermögen der privaten Haushalte 
nicht berücksichtigt, dessen Einbeziehung in das 
Volksvermögen zwar umstritten ist, das aber 
bei einer Analyse und Beurteilung der Vermö- 
gensverteilung wohl nicht außer Acht gelassen 
werden dürfte. 

Zum Sachvermögen der Volkswirtschaft ist bei 
der Berechnung des Volksvermögens — * sieht 
man einmal von immateriellen Werten, wie Pa- 
tenten, Lizenzen usw., sowie vom „Geistigen 
Kapital" der Bevölkerung ab — der Saldo aus 
Forderungen und Verbindlichkeiten mit dem 
Ausland noch hinzuzufügen. Hierüber liegen 
ebenfalls keine amtlichen Schätzungen vor. 

Wenn auch wichtige Teile des Volksvermögens, 
wie das reproduzierbare Vermögen usw., bereits 
geschätzt werden konnten und die Bemühungen 
um die Einbeziehung weiterer Teile in die Schät- 
zungen fortgesetzt werden, so ist es demgegen- 
über auf lange Sicht nicht möglich, die Verteilung 
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der sich daraus ergebenden Eigentumsansprüche 
nach einzelnen Bevölkerungsgruppen umfassend 
zu ermitteln. Die hierbei auftretenden Probleme 
der Bewertung und Zurechnung des Sachvermö- 
gens auf einzelne Bevölkerungsgruppen sind in 
absehbarer Zeit nicht zu lösen. 

Anhaltspunkte über die Verteilung des Vermö- 
gens auf einzelne Bevölkerungsgruppen sind 
lediglich aus verschiedenen Statistiken (Ein- 
heitswertstatistik, Vermögensteuerstatistik, Sta- 
tistiken der Deutschen Bundesbank, Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe) abzuleiten. Den dar- 
aus anfallenden Ergebnissen liegen aber jeweils 
unterschiedliche Bewertungsgrundsätze und teil- 
weise von den verwendeten Unterlagen her 
zwangsläufig andere methodische Ansätze zu- 
grunde. So sind bei den Ergebnissen der Ver- 
mögensteuerstatistik die steuerrechtlichen Vor- 
schriften, insbesondere die die Besitzer kleinerer 
Vermögen betreffenden Freigrenzen zu berück- 
sichtigen, sowie die Tatsache, daß unter den vier 
Vermögensarten das land- und forstwirtschaft- 
liche Vermögen und das Grundvermögen noch 
immer mit den niedrigen Wertverhältnissen aus 
dem Jahr 1935 bewertet sind. Erst nach der Neu- 
festsetzung der Einheitswerte werden zutreffen- 
dere Angaben über diese beiden Vermögens- 
arten verfügbar sein. Eine zusammenfassende 
Darstellung der Vermögensverteilung nach Be- 
völkerungsgruppen aus diesen mosaiksteinartig 
vorliegenden Einzelstatistiken ist gegenwärtig 
nicht möglich, weil eine Ergänzung der fehlen- 
den Teile z. Z. nicht vorgenommen werden kann 
und die Bewertungsprobleme noch weitgehend 
ungelöst sind. 

b) Eine Vergleichszahl für den Wert des reprodu- 
zierbaren Anlagevermögens Anfang 1969 in Hö- 
he von U /4 Billionen DM liegt für Anfang 1950 
vor. Damals betrug — nach einer Schätzung des 
Statistischen Bundesamtes — das Nettoanlage- 
vermögen der Unternehmen, des Staates und der 
Privaten Organisationen ohne Erwerbscharakter 
in der gleichen Abgrenzung zu damaligen Wie- 
derbeschaffungspreisen etwa 180 Milliarden DM. 
Es hat sich somit von 1950 bis 1969 etwa ver- 
siebenfacht. 

c) Der Anteil der Vermögensbildung am Netto- 
sozialprodukt zeigt sehr ausgeprägte kurzfristige 
Schwankungen. Im Jahr 1970 dürfte dieser Anteil 
bei gut 19% liegen, während er in der Rezession 
1967 auf fast 15V2% gesunken war. Den höchsten 
Anteil am Nettosozialprodukt erreichte die Ver- 
mögensbildung auf Grund sehr expansiver In- 
vestitionen bei gleichzeitig hohen außenwirt- 
schaftlichen Überschüssen im Jahr 1960 mit 
2172%. 

Auf mittlere Sicht ist mit einer weiteren Zunah- 
me der Vermögensbildung und einer durchaus 


beachtlichen Vermögensbildungsquote zu rech- 
nen. Auf Grund der mittelfristigen Projektion 
kann mit einem Anteil der Vermögensbildung 
am Nettosozialprodukt zu Marktpreisen von rund 
18% gerechnet werden. Bei der Beurteilung die- 
ser Entwicklung ist zu berücksichtigen, daß die 
Wirtschaftspolitik auf mittlere Sicht weder einen 
Investitionsboom noch übermäßig hohe außen- 
wirtschatliche Überschüsse, sondern ein stetiges 
Wachstum ohne Extremsituation anstrebt. 


2. Welcher Teil des Zuwachses des Volksvermögens 
stammt aus Ersparnis aus laufenden Einkommen 
und welcher Teil aus Wertzuwachs am ruhenden 
Vermögen? 

Zur Beantwortung dieser Frage lassen sich die zur 
Frage 1 genannten Zahlen heranziehen, um eine 
ungefähre Größenordnung darüber zu geben, wie 
weit der Wert des Nettoanlagevermögens von An- 
fang 1969 über die Summe der Ersparnis der voran- 
gegangenen Jahre hinausgeht. Addiert man nämlich 
zu den für Anfang 1950 erwähnten 180 Milliarden 
DM Nettoanlagevermögen der Unternehmen, des 
Staates und der Privaten Organisationen ohne Er- 
werbscharakter in der beschriebenen Abgrenzung 
die Nettoanlageinvestitionen (in gleicher Abgren- 
zung) für die Jahre 1950 bis 1968 zu jeweiligen 
Preisen (700 Milliarden DM), kommt man auf einen 
Betrag von etwa 880 Milliarden DM. Die Zunahme 
von 700 Milliarden DM entspricht der kumulierten 
Ersparnis der Volkswirtschaft, jedoch ohne Berück- 
sichtigung a) der Investitionen in Straßen, Brücken, 
Wasserwegen, b) der Vorratsveränderung und c) des 
Finanzierungssaldos gegenüber dem Ausland. Der 
über den Betrag von 880 Milliarden DM hinausge- 
hende Betrag des Nettoanlagevermögens Anfang 
1969, d. h. die Differenz zu U /4 Billionen DM dürfte 
eine grobe Vorstellung über die Wertzunahme des 
Anfangsbestandes (Anfang 1950) bzw. der jährlichen 
Ersparnis (Nettoanlageinvestitionen ab 1950 ver- 
mitteln. 


3. Wie groß ist das Vermögen von Deutschen im 
Ausland, wie groß das Vermögen von Auslän- 
dern in Deutschland? 

Angaben über die Höhe des Vermögensbestandes 
von Deutschen im Ausland und des Vermögens von 
Ausländern in Deutschland liegen — wie bereits in 
in der Beantwortung zu Frage 1 dargelegt wurde — 
nicht vor. Nach den zahlungsbilanzstatistischen 
Unterlagen, die sich auf die Auslandstransaktionen 
aller Wirtschaftssektoren beziehen, hat die Bundes- 
republik Deutschland von 1950 bis 1969 Auslands- 
vermögen in Höhe von 126 Milliarden DM erwor- 
ben (davon allerdings 32 Milliarden DM in Form 
von Währungsreserven). Die Vermögensanlagen 
des Auslands in der Bundesrepublik Deutschland 
erhöhten sich in der gleichen Zeit nach den Angaben 
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zur Zahlungsbilanzstatistik um 62 Milliarden DM. 
Diese Zahlen schließen Wertänderungen (z. B. Wert- 
erhöhungen industrieller Beteiligungen durch rein- 
vestierte Gewinne) nicht ein, ferner auch nicht das 
ausländische Vorkriegsvermögen in der Bundesre- 
publik Deutschland. Unter Einbeziehung des Vor- 
kriegsvermögens ergäbe sich für den Gesamtbe- 
stand von Auslandsvermögen und Auslandsver- 
schuldung zweifellos ein anderes Bild. 

Bei den ausländischen Vermögen in Deutschland 
dominieren die industriellen Beteiligungen. Die 
Hauptkomponenten des deutschen Auslandsvermö- 
gens sind dagegen Währungsreserven, Wertpapier- 
anlagen und Kredite, in den letzten Jahren auch 
die deutschen Direktinvestitionen im Ausland. Das 
Fehlen von Bestandsangaben über Höhe und Zu- 
sammensetzung des gewerblichen Vermögens von 
Ausländern in der Bundesrepublik Deutschland und 
von Deutschen im Ausland, das einen besonders 
wichtigen Teil der Vermögensbildung im Außen- 
wirtschaftsverkehr darstellt, ist eine mißliche Infor- 
mationslücke. Ein bereits detailliert vorgelegter 
Vorschlag der Deutschen Bundesbank, eine Be- 
standserhebung durchzuführen, wird derzeit geprüft. 


4. Bestehen Schätzungen in bezug auf die Aufteilung 

des Gesamtvermögens auf 

— fand- und forstwirtschaftliches Vermögen (ein- 
schließlich Gebäudewerte) 

— gewerbliches Vermögen (einschließlich gewerb- 
lichen Grundbesitz) 

— sonstiges Grundvermögen, insbesondere zu 
Wohnzwecken und 

— sonstiges Vermögen (Hauseinrichtungen, be- 
wegliches Vermögen)? 

Uber den Teil des Vermögens, das dem Vermögen- 
steuerrecht unterliegt, und die Aufteilung dieses 
Teiles nach Vermögensarten unterrichten die Ver- 
mögensteuerstatistiken, wobei allerdings die bereits 
bei Beantwortung der Frage 1 angeführten metho- 
dischen Vorbehalte zu berücksichtigen sind. Die letz- 
ten Ergebnisse beziehen sich auf das steuerliche 
Gesamtvermögen Anfang 1966. Die nächste Statistik 
wird entsprechende Angaben für 1969 bringen. Er- 
gänzende Berechnungen mit dem Ziel, die von der 
Vermögensteuerstatistik nicht erfaßten Vermögens- 
besitzer bzw. unvollständig erfaßte Vermögen schät- 
zungsweise einzubeziehen und die Einheitswerte 
auf heutige Marktpreise umzurechnen, sind — so- 
weit bekannt — nicht vorgenommen worden. 


5. Bestehen Schätzungen in bezug auf die Vermögens- 
verteilung zwischen öffentlichen Haushalten (Bund, 
Länder, Gemeinden, Hilfsfisci), einschließlich der 
Beteiligung an Körperschaften des privaten Rechts, 
toten Händen (insbesondere Kirchen, Gewerkschaf- 
ten, Stiftungen) und privaten Inländern? 


Es liegen keine amtlichen Schätzungen vor, die einen 
einigermaßen vollständigen Überblick über die Rein- 
vermögen (Anteile am Volksvermögen) der erwähn- 
ten drei Gruppen von Vermögensbesitzern geben. 


6. Welche Entwicklung hat das Vermögen der öffent- 
lichen Haushalte in der Vergangenheit genommen, 
welche Planungen bestehen (z. B. im Rahmen der 
mittelfristigen Finanzplanung) in bezug auf die 
Vermögensbildung des Bundes und welche Erwar- 
tungen in bezug auf die Vermögensbildung aller 
öffentlichen Haushalte? 

7. Wie verteilt sich das Vermögen der öffentlichen 
Haushalte auf Sach- und Geldvermögen, und wie 
groß ist insbesondere die Nettoforderungsposition 
(Forderungen und Schulden saldiert) der öffent- 
lichen Haushalte? 


Angaben über den Vermögensbestand aller öffent- 
lichen Haushalte und seine Aufteilung in Sach- und 
Geldvermögen liegen nicht vor. Die nach § 5 des 
Finanzstatistischen Gesetzes vorgesehene Vermö- 
gensstatistik konnte wegen der schwerwiegenden 
Probleme bei der Bewertung des öffentlichen Sach- 
und Geldvermögens, insbesondere bei der Bewer- 
tung der Sachen im Gemeingebrauch, noch nicht 
durchgeführt werden; vor allem fehlen für die Sa- 
chen im Gemeingebrauch die Maßstäbe für die 
Ermittlung der Abschreibungen. 

Hingegen geben über die Veränderung des Sach- 
vermögens der öffentlichen Hand die Volkswirt- 
schaftliche Gesamtrechnung, über die Veränderung 
des Geldvermögens die Veröffentlichungen der 
Deutschen Bundesbank über die Vermögensbildung 
und ihre Finanzierung Auskunft. In der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung werden allerdings aus 
den dargelegten Gründen die Abschreibungen auf 
Straßen, Wasserstraßen und dergleichen nicht er- 
faßt, so daß die jährlichen Netto investitionen des 
Staates auch hier überhöht ausgewiesen werden. 

Eine zusammenfassende Darstellung der Aufwen- 
dungen für Vermögensbildung der öffentlichen 
Haushalte in der Bundesrepublik Deutschland für 
die Jahre 1948 bis 1965 auf der Grundlage der 
finanzstatistischen Ergebnisse enthält der Finanz- 
bericht 1967. Diese Untersuchung stellt allerdings 
aus den oben dargelegten Gründen lediglich auf den 
kumulierten Brutto-Vermögenszuwachs ab, berück- 
sichtigt also nicht die Wertberichtigungen und wie- 
derum nicht die Abschreibungen. 

Für den Bund und seine Sondervermögen (Lasten- 
ausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, Bundesbahn, 
Bundespost) wird trotz der oben dargelegten Pro- 
blematik nach den geltenden gesetzlichen Vorschrif- 
ten ein Vermögensnachweis erbracht. Hierbei wird 
unterstellt, daß die Sachen im Gemeingebrauch im 
Jahre ihrer Erstellung voll abgeschrieben werden 
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können. Der Nachweis ist letztmalig im Finanzbe- 
richt 1970 nach dem Stand vom 31. Dezember 1968 
enthalten. Danach stellt sich das Vermögen des Bun- 
des auf 86 Milliarden DM, davon 32 Milliarden DM 
Sachvermögen, 4 Milliarden DM Beteiligungen und 
50 Milliarden DM Geldvermögen. Dem steht eine 
Verschuldung von 52 Milliarden DM gegenüber. 

Nach der mittelfristigen Finanzplanung wird der 
Bund in den Jahren 1970 bis 1973 gut 20 Milliarden 
DM für die eigene Sachvermögensbildung und etwa 
10 Milliarden DM für die eigene GeldvermÖgensbil- 
dung ausgeben. Für Bund, Länder und Gemeinden 
wird im gleichen Zeitraum eine Sachvermögens- 
bildung von etwa 130 Milliarden DM und eine Geld- 
vermögensbildung von knapp 20 Milliarden DM 
erwartet. Allerdings handelt es sich hierbei wie- 
derum um die Bruttozunahme, wobei zwar die über 
die Haushalte laufenden Vermögensveräußerungen 
und Darlehensrückflüsse abgesetzt, die nicht den 
Haushalt berührenden Abschreibungen und sonsti- 
gen Wertberichtigungen aber unberücksichtigt ge- 
blieben sind. 


8. Hat die Bundesregierung über die Finanzierungs- 
rechnungen der Bundesbank hinaus eine Übersicht 
über die Verteilung der Schulden (bzw. der Netto- 
verschuldungspositionen) insbesondere nach sozia- 
len Gruppen? 

Eine Gesamtübersicht über die Höhe der Forde- 
rungen bzw. der Schulden einzelner Bevölkerungs- 
gruppen oder der verschiedenen volkswirtschaft- 
lichen Sektoren in der Bundesrepublik Deutschland 
liegt gegenwärtig nicht vor. An einer umfassenden 
Darstellung dieser Art wird in der Bundesbank 
derzeit gearbeitet. Erste Angaben über die Netto- 
gläubiger- bzw. Nettoschuldnerposition einzelner 
Sektoren sind bereits im Geschäftsbericht der Bank 
für das Jahr 1968 veröffentlicht worden. Eine Fort- 
schreibung der damaligen Rechnung bis zum Jahres- 
ende 1969 ergibt folgendes Gesamtbild: 

Die Unternehmen (ohne Finanzierungsinstitutionen) 
waren zu diesem Zeitpunkt netto mit rd. 390 Milliar- 
den DM verschuldet. Dem standen bei den privaten 
Haushalten ein Nettogeldvermögen von rd. 340 Mil- 
liarden DM und bei den öffentlichen Haushalten ein 
solches von 70 Milliarden DM gegenüber. Außerdem 
weist nach dieser Rechnung das Ausland im Ver- 
hältnis zur Bundesrepublik Deutschland eine Netto- 
verschuldung auf. Hierbei ist, wie bei der Antwort 
auf Frage 3 bereits gesagt, allerdings zu berücksich- 
tigen, daß sich unter Einbeziehung der nicht näher 
bekannten Vorkriegsvermögen des Auslands die 
Gesamtposition des Auslands erheblich anders dar- 
stellen würde. 

Eine Aufteilung des genannten Nettogeldvermögens 
der privaten Haushalte nach sozialen Gruppen exi- 
stiert zur Zeit noch nicht. Nach einer im Juli 1968 


veröffentlichten Untersuchung der Bundesbank wa- 
ren die einzelnen soziologischen Haushaltstypen am 
Zuwachs des Geldvermögens in den Jahren 1960 bis 
1967 wie folgt beteiligt: die Arbeitnehmerhaushalte 
mit rd. 57%, die Rentnerhaushalte mit rd. 11% und 
die Selbständigenhaushalte mit rd. 31%, Diese Un- 
tersuchung wird nach Vorliegen von bestimmten 
Einzelerhebungen vorerst bis 1969 fortgeführt wer- 
den. 


9. Kann die Bundesregierung angeben, wie sich die 
Sparquoten der verschiedenen sozialen Gruppen 
in bestimmten Altersstufen zueinander verhalten? 

Angaben über die Sparquoten nach Alter und sozia- 
ler Stellung des Haushaltsvorstandes werden erst- 
mals im Rahmen der Einkommens- und Verbrauchs- 
stichprobe 1969 anfallen. Die Ergebnisse werden 
allerdings nicht vor Ende 1971 vorliegen, da im 
Rahmen dieser Statistik noch Nacherhebungen der 
Steuererklärungen für das Kalenderjahr 1969 durch- 
zuführen sind. 


10. Gibt es zuverlässige Angaben zur Gliederung der 
Zahl der Selbständigen (freie Berufe, Gewerbe- 
treibende, Landwirte) nach der Höhe ihres Ein- 
kommens? 

Die zuverlässigsten Angaben über die Gliederung 
der Zahl der Selbständigen nach der Höhe ihres 
Einkommens liefern — sieht man von Landwirten 
ab — die Einkommensteuerstatistiken. Bei diesen 
Ergebnissen ist allerdings zu beachten, daß die 
steuerlichen Einkünfte nicht dem ökonomischen 
Einkommensbegriff entsprechen, wie er z. B. in den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen verwendet 
wird. Abweichungen bestehen z. B. bei den Ab- 
schreibungen und Bewertungsgrundsätzen, Sonder- 
vergünstigungen, Spesenabzügen usw. Für eine 
entsprechende Korrektur der steuerlichen Einkünfte 
in der Gliederung nach Größenklassen fehlen ver- 
läßliche Anhaltspunkte. Einigermaßen vollständige 
und zuverlässige Zahlen über die Einkommens- 
schichtung der Landwirte liegen aus keiner statisti- 
schen Quelle vor. Die Angaben der Einkommen- 
steuerstatistik über Land- und Forstwirte haben 
wegen der großenteils angewendeten Besteuerung 
nach Pauschsätzen nur einen geringen Aussagewert. 
Die letzten Ergebnisse der Einkommensteuerstatistik 
beziehen sich auf das Jahr 1965. Aktuellere Daten 
wird die Einkommensteuerstatistik 1968 bringen, 
deren Ergebnisse etwa Mitte 1971 vorliegen werden. 
Das vom Deutschen Bundestag am 27. März 1968 be- 
schlossene Gesetz über eine Statistik der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuererklärungen, das jähr- 
liche Angaben über die Entwicklung der Selbstän- 
digeneinkommen vorsah, die relativ kurze Zeit nach 
Ablauf der einzelnen Jahre vorliegen sollten, ist 
seinerzeit am Einspruch des Bundesrates gescheitert. 
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Angaben über das Einkommen von Selbständigen 
liefern ferner der Mikrozensus (Nettoeinkommen 
von Selbständigen ohne Land- und Forstwirte in den 
vom Mikrozensus erfaßten Haushalten; letzte Er- 
gebnisse liegen für 1969 vor), die Einkommens- und 
Verbrauchsstichproben (Haushaltseinkommen von 
Selbständigenhaushalten, zuletzt für 1962/63; die 
Ergebnisse für 1969 werden zur Zeit aufbereitet) 
und die Wohnungsstichproben (Haushaltseinkom- 
men von Selbständigenhaushalten, zuletzt für 1965). 
Die Genauigkeit dieser Ergebnisse wird durch das 
Erhebungsverfahren (Teilstatistik, freiwillige Mit- 
wirkung der Befragten mit Ausnahme beim Mikro- 
zensus), das auf den jeweiligen Erkenntniszweck 
dieser Statistik abgestellt ist, beeinflußt und reicht 
nicht an die der Einkommensteuerstatistik heran. 
Darüber hinaus wird man bei diesen Direktbefra- 
gungen von den Selbständigen auch nur die für 


steuerliche Zwecke abgegebenen Angaben der Ein- 
kommenserklärungen erhalten, die von den Ein- 
kommen im ökonomischen Sinn abweichen. 


11. Wie gliedert sich die Zahl der Selbständigen inner- 
halb dieser Einkommensschichtung nach der Zahl 
der von ihnen beschäftigten Arbeitnehmer? 

Angaben über die Gliederung der Zahl der Selb- 
ständigen nach der Höhe ihres Einkommens und 
nach der Zahl der von ihnen beschäftigten Arbeit- 
nehmer liegen nicht vor. 

In Vertretung 

Dr. Schöllhorn 
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